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Klägers und Revisionsklägers,

Verkündet

am l2« August 1958 " > ‘ g e g e n °
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Beklagten und Revisionsbeklagten9

hat der Zehntc Senat des Bundessczialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 120 August

1958

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

80 Mai 1956 wird zurückgewiesenu

'

Außergerichtliche Ko$ten des Revisionever—
fahrens sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegen0
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Der am 13, ?ebrucr 1911 geborene Kläger ist durch Schädigungs—

folgen erblindetq Nach dem Umanerkennungsbescheid des Versor—

gungsemts Düsseldorf vom 260 Juni 1951 erhält er die Rente eines
Erwerbsunfähigen sowie die erhöhte Pflegezulage von 1250—— DM,

Durch Ergänzungsbescheid von 4° März 1952 wurde eine Erhöhung
der Ausgleichsrente für seine beiden erstehelichen Kinder

(5 32 Äbs° 3 BVG) abgelehnt, da er die Kinder nicht unterhalteo
Der Beschwerdeeusschuß erkannte durch Entscheidung vom 190 Ja—

nuar 1953 noch weitere Gesundheitsstörungen als Versorgungslei—

den an, im übrigen wies er den Einspruch zurück°

Mit der Berufung alten Rechts, die am 10 Januar 1954 als Klage

auf das_Sozialgericht (SG,) Düsseldorf übergegangen ist, be—

gehrte der Kläger die Anerkennung einer Kieferverletzung als

Schädigungsfolge im Sinne des @ 1 des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG), Heilbehandlung wegen deren Folgen und außerdem die er—

höhte Ausgleichsrente gemäß 5 32 Äbs° 3 BVG für seine beiden
erstehelichen Kinder ab 10 Oktober 1950, Das SG° wies mit Ur—

teil vom 90 Juli 1954 die Klage als unbegründet ab, da die

geltend gemachten Gesundheitsstörungen nicht Schädigungsfolge

seien und der Kläger seine Kinder Dieter und Barbara nicht un—

terhelte° Das Lendessozielgericht (LSGO) Nordrhein—Westfalen in

Essen verwarf durch Urteil vom 8° Kai 1956 die Berufung des
Klägers als unzulässig, soweit sie sich gegen die Entscheidung

über die Höhe der Ausgleichsrente richtet, im übrigen wies es

die Berufung zurück°

Das LSG° hat die Revision zugelassen° Es führt in den Entschei—

dungsgründen aus, daß die Berufung insoweit nach @ 148 Nr, 4
des SozialgerichtsgesetzeS (SGG) ausgeschlossen sei, als das

SG, über die Höhe der Ausgleichsrente entschieden hat, Selbst

wenn die Streitseche grundsätzliche Bedeutung habe, sei die
unterbliebene Zulassung der Berufung kein Verfahrensmengel im ‘

Sinne des 5 150 Nr° 2 SGG" Die nach @ 148 Nr, 4 SGG ausgeschlos—

sene Berufung werde nicht deshalb zulässig, weil in dem enge—

fochtenen Urteil zugleich über den ursächlichen Zusammenhang

der Kieferverletzung mit einer Schädigung entschieden werden

ist und insoweit die Berufung gemäß 5 150 Nr, 3 SGG an sich
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statthaft ist° Die in diesem Punkt zulässige Berufung sei je—

doch unbegründet, da der behauptete ursäehliche Zusammenhang“

nicht bestehe° ‘

Der Kläger hat gegen das ihm am 2° August 1956 zugestellte

Urteil durch seinen Prozeßbevollmächtigten mit dem am 270

August 1956 beim Bundessozielgericht (BSGO) eingegangenen

Schriftsatz vom 250 August 1956 Revision eingelegt mit dem

Antrag, das angefochtene Urteil abzufndern und der Klage

stettzugeben9 hilfsweise, die Suche zur erneuten Verhand—

lung an das LSGO zurückzuverweiseno Naeh Verlängerung der

Revisionsbegründungsfrist bis zum 20 November 1956 hat der

Kläger in dem am 19 November 1956 eingegangenen Schriftsatz

vom 310 Oktober 1956 die Revision begründete Er rügt, daß
das LSG„ hinsichtlich des Anspruches auf Erhöhung der Aus—

gleichsrente zu Unrecht die Berufung als unzulässig verwor—

fen und dadurch gegen 5 150 Hr° 2 und 5 SGG verstoßen habe°

Der Anspruch sei auch nach @ 52 Abs° 3 BVG begründet, da die
Kinder des Klägers aus seinem beschlagnahmten Vermögen unter—

halten werden° Soweit die Berufung als unbegründet zurückge—

wiesen wurde, rügt der Kläger Verletzung des 5 1 Abs„ 3 BVG
und einen Verfehrensmangel im Sinne des 5 162 Abs„ 1 Nr„ 2

SGG? der darin zu finden sei? daß sein Vorbringen und der

Sachverhalt vom LSG° nicht klargestellt werden seien°

Der Beklagte beantragt, die Revision des Klägers als unbe—

gründet zurückzuweisen° ” '

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete Revi—

sion (5 164 SCG) ist statthaft, weil des LSG° sie zugelassen

hat (% 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGG)° Sie ist daher zulässig (5 169

Satz 1 SGG)O Die Revision ist jedoch nicht begründet„

Das LÖG„ hat mit Recht die Berufung gegen das klegeabweisen—

de Urteil des SGo insoweit als unzulässig gemäß 5 148 Nr° 4

SGG (aOFO) verworfen, als der Kläger eine Erhöhung der ihm

bewilligten Ausgleichsrente ab 10 Oktober 1950 begehrt° Die

Auffassung des LSG° stimmt mit der bisherigen Rechtsprechung

des BSG„(sem 1 s,. 62 [56 ffj, 3 so 124526 ffj, 4 s„ 70
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17g7, SozR„ see 5 148 Be 4 Nro 10) darin überein, daß die‘

.
"Höhe der Ausgleichsrente" im Sinne des 5 148 Nr„ 4 SGG im

Gegensatz steht zum Grund des Anspruches auf Ausgleichsrente
und daß nach dieser Unterscheidung der Berufungseusschließungs—

grund bei einem Streit über die Ausgleichsrente zu bestimmen

ist° Die angeführten Entscheidungen des BSG° beziehen sich auf
Streitf£ägen‚

die mit der Sicherstellung des Lebensunterhalts

(@ 32 Abs, 1 BVG) und mit der Anrechnungsfähigkeit sonstigen
Einkommens (@ 35 BVG) zusammenhängen° Ein Streit über die
"Höhe der Ausgleichsrente" liegt aber auch dann vor, wenn Streit

darüber besteht, ob ein Schwerbeschädigter, der Ausgleichsrente

bezieht, Anspruch auf erhöhte Ausgleichsrente nach @ 32 Abs° 3

Satz 1 BVG hat°

Der Geldbetrag, um den sich die Ausgleichsrente auf Grund des
Abs„ 3 Satz 1 in 5 32 BVG für einen Femilienangehörigen erhöht,

hat keine selbständige Bedeutung neben der Ausgleichsrente, die

‚nach Abs, 1 zu gewähren ist° Die Erhöhung nach Abs, 5 ist nur
ein Bestandteil der Ausgleichsrente° Sind die Voraussetzungen

des Anspruches auf Ausgleichsrentp nach Abs, 1 erfüllt, so kann

jeder weitere Streit um die Ausgleichsrente nur ein Streit um
ihre Höhe seino Die Voraussetzungen, an welche die Erhöhung nach

Abs, 5 geknüpft ist, sind, auch.wenn sie von gewissen sachlich—

reehtliehen Rechtsfragen abhängen, ebenso wie das sonstige Ein-

kommen (5 33 BVG) Sachverhalte, die nur für die Höhe der Aus—

gleichsrente bestimmend sind°

In diesem Zusammenhang konnte unerörtert bleiben, ob des Revi—

sionsgerieht die Zulässigkeit der Berufung nach @ 148 SGG in
seiner ursprünglichen Fassung oder in der Fassung des Zweiten

Änderungsgesetzes vom 250 Juni 1958 (BGBl, I 8° 409) zu prüfen
hatte, weil auch nach neuem Recht die Berufung nicht zulässig

ist9 wenn sie die "Höhe der Ausgleichsrente" betriffto

Die übrigen Angriffe des Revisionsklägers gegen den seine Be—
rufung verwerfenden Teil des angefochtenen Urteils konnten auch
keinen Erfolg habeno Es trifft zwar zu, daß die Belehrung über

das gegen das Urteil des SG„ zulässige Rechtsmittel nicht in

der durch 5 136 Abs, 1 Nr, 7 SGGvorgeschriebenen Form erteilt
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war, Die Folgen dieses Nengels sind aber in 5 66 SGG abschließend

geregelt° Es handelt sich hierbei nicht um einen Mangel, auf

dem das Verfahren bis zum Urteil beruhen kann„ Ein solcher Man—

gel kann daher nicht als wesentlicher Tangel des Verfahrens im

Sinne des 5 150 Nr„ 2 SGG angesehen werden (SozR° SGG @ 150

Da 2 Nr, 8), Die Reehtsmittelbelehrung im ersten Rechtszug war

\
allein von dem Kammervorsitzenden in dem schriftlich abge—

feßten Urteil zu erteilen (55 134, 136 SSG)° Daraus, daß eine

formgerechtc Rechtsmittelbelehrung unterblieben ist, kann

— entgegen der Ansicht der Revision — nicht geschlossen wer—
den, daß bei der Urteilsfüllung die Frage, ob die Derui‘ung

nach 5 150 Nr° 1 SGG zuzulassen sei, nicht geprüft worden

ist„ Auch das Eichtvorhendcnsein eines Ausspruchs über die Zu—

'lessung der Beruft.ng läßt für sich allein einen solchen Schluß

nicht zu (Vg1„ SozR„ see @150 Be 2 Nro 8)„ Schließlich hat
das LSGC die nach @ 148 Hro 4 SGG ausgeschlossené Berufung mit

Recht nicht deshalb für zulässig erachtet, weil das Urteil des

SGC auch noch einen anderen_Anspruch betrifft, hinsichtlich

dessen ein Ausschlicßungsgrund nicht vorliegt° Da das SG„ über

zwei verschiedene prozessuale Ansprüche entschieden hat, war_

die Berufungsfähigkeit für jeden Anspruch getrennt zu beurtei—

len (Breitheupt 1955, 1301; SozR° SGG @ 144 Du 3 Nro 10)0

Soweit das LSG, die Berufung des Klägers gegen den Teil des

erstinstanzlichen Urteils, durch den die Anerkennung einer

"Kieferverletzung mit Zehnverlust" als Schädigungsfolge ab—
gelehnt wurde, für unbegründet erklärt hat, konnten die An—

griffe der Revision ebenfalls keinen Erfolg haben, Die Pest—
stellungen des LSGO, daß eine Kieferverletzung nicht nach—

weisbar und der ursüchliche Zusammenhang einer Kieferhe—

schädigung mit dem Wehrdienst nicht wahrscheinlich sei, sind

tatsächliche Feststellungen, an die der Senat nach @ 163 SGG

gebunden ist, Die dagegen vorgcbrachten Revisionsrügen sind

unbegründet, Der Kläger trägt zur Begründung der Revision vor,

er habe den Zehnverlust nie auf eine Kieferverletzung zu—
rückgeführt, Abgesehen davon, daß dies unriehtig ist, wie

aus dem Schriftsatz des Klägers vom 27° August 1953, aus sei—

nem persönlich gestellten Antrag in der Sitzung des SG° Düs—

seldorf vom 9„ Juli 1954 und aus seinem an das LSG° gerichte—

ten Schriftsatz vom 290 Dezember 1954 hervorgeht, hat er mit

„
seinem Vorbringen keine Tatsachen und Beweismittel bezeichnet,
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die einen wesentlichen Mangel des Verfahrens vor dem LSGO erge-
ben (@ 164 Abs° 2 SGG)[) Das LSG° hat, soweit ihm Anlaß gegeben

war, nach jeder Richtung geprüft‚ ob der Zahnvcrlust durch ein

mit dem Wehrdienst zusammenhängendes schädigendes Ereignis im
tatsächlichen Sinne verursacht worden ist° Der Kläger hat in sei—

ner Revisionsbegründung nicht angegeben, in welcher Richtung, mit

welchen Mitteln und mit welchem Ergebnis das LSGo noch weiter

den Sachverhalt hätte aufklären sollen„ Der Hinweis auf die Be—

scheinigung des Zahnarztes Dro Wüst vom 210 Oktober 1955 genügt
nicht für eine formgercchte Revisionsbegründungo Das angefoch—

tene Urteil bietet keinen Anhalt dafür, daß das LSGO den Be—

griff der Wahrscheinlichkeit im Sinne des 5 1 Abs„ 3 BVG ver—
kannt und infolgedessen gegen die Vorschriften über die Bildung

der richterlichen Überzeugung (@ 128 SGG) verstoßen hato

Die Revision des Klägers war hiernach als unbegründet zurückzu-

weiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG„
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